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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T  Drucksache 19 / 1939 
Landtag 29.11.18 
19. Wahlperiode  

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der SPD 

Empfehlungen der Nationalen Stelle zur Verhütung von Folter vollumfänglich 
einhalten 

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter ist der deutsche nationale Prä-
ventionsmechanismus nach Artikel 3 des Zusatzprotokolls zur UN-Anti-
folterkonvention (OPCAT). Entsprechend dem föderalen Aufbau der Bundes-
desrepublik besteht sie aus einer mit ehrenamtlichen Mitgliedern besetzten 
Bundesstelle und einer Länderkommission. Die Aufgaben und Rechte der Na-
tionalen Stelle ergeben sich aus den Artikeln 19 ff. des OPCAT. Sie soll in erster 
Linie regelmäßig alle Orte besuchen, an denen Personen aufgrund behördli-
cher oder gerichtlicher Anordnung oder mit deren Duldung die Freiheit entzo-
gen wird oder werden kann. Aufgrund dieser Besuche soll sie Empfehlungen 
an die zuständigen Aufsichtsbehörden mit dem Ziel abgeben, die Behandlung 
der dort untergebrachten Personen und insbesondere den Schutz vor Folter und 
anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 
Strafe zu verstärken. 

Am 9. Dezember 2016 besuchte die Länderkommission der Nationalen Stelle 
die Frauenabteilung der Justizvollzugsanstalt Bremen und stellte einige Miss-
stände fest. Unter anderem wurde bemängelt, dass alle Gefangenen bei Zu-
gang in die JVA ohne Einzelfallprüfung unter vollständiger Entkleidung 
durchsucht würden. Auch im Polizeigewahrsam der Polizei Bremen werden die 
Standards der Nationalen Stelle bisher nicht eingehalten, wie der Senat in der 
Fragestunde am 21. September 2017 eingeräumt hat. 

Sowohl im Strafvollzug als auch im Polizeigewahrsam oder in der Psychiatrie 
kann es erforderlich sein, dass Personen sich im Rahmen einer Durchsuchung 
vollständig entkleiden müssen. Dadurch soll verhindert werden, dass sie ge-
fährliche Gegenstände oder Substanzen, mit denen sie sich und andere verlet-
zen könnten, in die Einrichtung schmuggeln. Derartige Nacktkontrollen stellen 
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) einen schwerwiegenden Ein-
griff in die Intimsphäre und damit in das menschenrechtlich zu gewährleistete 
Persönlichkeitsrecht dar. 

Zu den unabdingbaren Standards der Nationalen Stelle gehört, dass Dienstvor-
schriften zur Durchsuchung mit Entkleidung und Inaugenscheinnahme des 
Schambereichs stets einen Ermessensspielraum bezüglich der Notwendigkeit 
dieser Maßnahme eröffnen müssen. Das Personal muss dafür sensibilisiert sein, 
dass stets eine Einzelfallentscheidung zu treffen ist, ob Anhaltspunkte vorlie-
gen, die eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung begründen 
und die diesen Eingriff unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit rechtfertigen. Wird eine Durchsuchung mit Entkleidung für notwendig er-
achtet, sind die Gründe nachvollziehbar zu dokumentieren. Eine vollständige 
Entkleidung sollte dabei als schonendere Vorgehensweise in zwei Phasen statt-
finden. Hierbei muss die betroffene Person zunächst nur die Oberkörperbeklei-
dung ablegen und darf diese wieder anziehen, bevor sie ihren Unterkörper 
entkleiden muss. 
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Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen: 

Die Bürgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, die Empfehlungen der Nati-
onalen Stelle zur Verhütung von Folter im Polizei- und Justizvollzug, insbeson-
dere im Bereich der Durchsuchung mit vollständiger Entkleidung voll-
umfänglich umzusetzen und der staatlichen Deputation für Inneres und dem 
Rechtsausschuss bis zum 30. April 2019 zu berichten. 

Björn Fecker, Sülmez Dogan, Nima Pirooznia, Sahhanim Görgü-Philipp, 
Dr. Maike Schaefer und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Sükrü Senkal, Sascha Aulepp, Björn Tschöpe und Fraktion der SPD 
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